
6� Tages-Anzeiger – Freitag, 3. Juni 2011  

International

Nach einem Machtkampf mit 
dem Parlament ist Präsident 
Valdis Zatlers abgewählt 
worden. Die Oligarchen 
feiern den Sieg, das Volk 
geht auf die Strasse.

Von Bruno Kaufmann, Stockholm 
Andris Berzins ist Lettlands künftiger 
Präsident. Der 60-jährige langjährige 
Bankdirektor wurde am Donnerstag 
vom lettischen Parlament mit 53 von 
100 Stimmen zum neuen Staatschef des 
baltischen Staates gewählt. Damit ent-
zog das Parlament dem bisherigen Prä-
sidenten, dem 56-jährigen parteilosen 
Valdis Zatlers, das Vertrauen. Mit der 
Abwahl des in der Bevölkerung sehr 
populären Chirurgen spitzt sich der 
Machtkampf zu: Lettland steht vor 
einem heissen politischen Sommer.

Grund dafür ist die noch immer sehr 
starke Rolle der Oligarchen in Lettland. 
Dabei handelt es sich um ehemalige 
kommunistische Spitzenfunktionäre wie 
den Bürgermeister der Hafenstadt Vent-
spils, Aivars Lembergs, oder die Kombi-
natsdirektoren Ainars Šlesers und An-
dris Škele, die beide zeitweise auch Mi-
nisterpräsidenten waren.

Diese kontrollieren heute nicht nur 
wichtige Wirtschaftszweige wie die Öl- 
und Lebensmittelindustrie, sie schützen 
ihre oft undurchsichtigen Milliarden
geschäfte auch politisch über die durch 
sie finanzierten Parteien wie die Partei 
der Grünen und Bauern und die Volks
partei. Bis zur jüngsten  Beinahe-Staats-
pleite war es den Oligarchen immer wie-
der mit Wahlgeschenken und Verspre-
chungen gelungen, grosse Teile der let-
tischen Bevölkerung bei Wahlen auf ihre 
Seite zu ziehen.

Volksabstimmung am 23. Juli
Seit dem Ende des Booms ist die Luft für 
Lettlands Oligarchen dünner geworden: 
Die lettische Generalanwaltschaft hat 
unlängst Anklage gegen Lembergs we-
gen Betrugs und Geldwäscherei erho-
ben, im Falle Šlesers hat die Behörde um 
eine Aufhebung der parlamentarischen 
Immunität ersucht. Dies wurde jedoch 
vom Parlament in der vergangenen Wo-
che abgelehnt, worauf der bisherige 
Staatspräsident Zatlers am vergangenen 
Wochenende die Auflösung des Parla-
ments vorschlug. Darüber können nun 
die 2,3 Millionen Lettinnen und Letten 
am 23.  Juli in einer Volksabstimmung 

entscheiden. Da laut einer am Donners-
tag von der Rigaer Zeitung «Diena» ver-
öffentlichten Meinungsumfrage nur 
noch gut zehn Prozent der Letten Ver-
trauen in die Amtsführung des Parla-
mentes haben, ist mit einer klaren Zu-
stimmung zu rechnen. Die Folge wären 
vorgezogene Neuwahlen im Oktober die-
ses Jahres, bei denen die Oligarchen und 
ihre Parteien mit einer empfindlichen 
Niederlage rechnen müssen.

Doch einfach so geschlagen gibt sich 
Lettlands korrupte, bisherige Machtelite 
nicht – und wählte deshalb am Donners-
tag einen Mann aus den eigenen Reihen 
zum neuen Staatschef. Der Historiker 
Andris Berzins gehört seit der Unabhän-
gigkeit vor zwei Jahrzehnten zum inne-
ren Kreis der Oligarchen. Er war Bürger-
meister der Hauptstadt Riga und lang-
jähriger Finanz- und Arbeitsminister. Als 
Direktor von Finanzinstituten während 
der umstrittenen Privatisierungen meh-
rerer Staatsbanken vertritt Berzins den 
postsowjetischen lettischen Filz wie 
kaum ein Zweiter im Land.

Seine Wahl löste am Donnerstag-
abend in ganz Lettland spontane Pro-
testkundgebungen aus. An diesen wurde 
Berzins’ Wahl als Betrug an der Demo-
kratie gebrandmarkt und gleichzeitig 
der abgewählte Präsident Zatlers aufge-
fordert, bei den nächsten Wahlen mit 
einer neu zu gründenden Bürgerpartei 
anzutreten. 

Lettlands neuer 
Präsident heisst 
Andris Berzins

Mit Charles Freeman sprach 
Claudia Kühner in Zürich

Die amerikanische Nahost- 
Diplomatie scheint auch unter 
Präsident Barack Obama nicht 
voranzukommen. Woran liegt das? 
Die USA versuchen jetzt seit 40 Jahren, 
ein Abkommen zu vermitteln. Das aber 
von einer stark proisraelischen Sicht aus 
mit dem Ziel, dass Israel in dieser Region 
akzeptiert wird, von den Palästinensern 
und von der arabischen Welt.

Und wo steht hier Obama? 
Sein Zugang ist derselbe und war auch 
Massgabe für den Vermittler George Mit-
chell. Er hat auch dieses Mal nicht funk-
tioniert. Auch Obama steht zu sehr auf 
Israels Seite, als dass er wirklich vermit-
teln könnte.

Hat Obama die Natur des Konflikts 
verstanden?
Verstanden ja, aber typisch für seine Ad-
ministration ist, dass sich das nicht in 
Politik übersetzt. 

Was steht dem entgegen?
Zum Beispiel der Einfluss der israeli-
schen Rechten und der Israel-Lobby.

Sie meinen Aipac, die grösste 
Lobbyorganisation in den USA.
Sie kontrolliert in der Tat den Kongress 
in diesem Punkt. Man sah es wieder bei 
der Rede von Premierminister Netan
yahu, bei der die Abgeordneten etliche 
Male applaudierend aufsprangen. Sie 
tun das aus Eigennutz, sie denken an 
ihre nächste Wahlkampagne.

Gibt es denn ein genuines 
amerikanisches Interesse, 
diesen Konflikt zu lösen? 
Das gäbe es sehr wohl, weil so viele an-
dere Probleme an diesem Konflikt hän-
gen: die Energieversorgung, die Sicher-
heit, der Terrorismus, das Zusammen-
leben mit muslimischen Minderheiten 
im Westen. Wenn wir den Nahostkon-
flikt nicht lösen, wird es sehr teuer. 
Wenn ich Präsident Obamas Rede neu-
lich richtig verstanden habe, hat er ein-
fach nur die zentralen Elemente seiner 
Diplomatie zusammengefasst und zu er-
kennen gegeben, dass er und sein Land 
nicht die Rolle zu spielen vermögen, die 
er sich erhofft hatte.

Eine politische Strategie hat er also 
nicht?
George Mitchell zum Beispiel wurde 
nicht ersetzt. Es ist keine Absicht zu er-
kennen, sich weiter zu engagieren.

Könnte hier die EU einspringen?
Eine Herausforderung wäre das auf je-
den Fall. Die EU hat sich bisher immer 
hinter den USA versteckt. Von einem 
eigennützigen amerikanischen Stand-
punkt aus betrachtet, den die Europäer 
aber nicht schätzen würden, müsste 
man sagen: In Europa sind Millionen 
Juden umgebracht worden, und die 
Überlebenden kamen nach Palästina 
und in andere Länder. Jetzt sollte 

Europa sich auch mit den Folgen seiner 
Geschichte abgeben.

Aber Deutschland würde genau  
aus diesem Grund verhindern, dass 
Israel zu etwas gedrängt wird. 
Das ist die Folge der deutschen Ge-
schichte und völlig verständlich. Da 
Deutschland im Zentrum Europas steht, 
ist es für die Europäische Union auch 
schwierig zu agieren. Auf der anderen 
Seite: Tut man nichts, hat das schwere 
Konsequenzen. Denken Sie an die 20 Mil-
lionen Muslime, die im Westen leben, an 
die Länder am Südufer des Mittelmeers, 
Europas Interessen im Nahen Osten – all 
das trägt Schäden davon. 

An der Existenzberechtigung Israels 
zweifelt niemand. Warum spricht 
man zwar immer von einer Zwei-
staatenlösung, nicht aber davon, 
dass die Besetzung, die das 
verhindert, widerrechtlich ist?
Das hat man bei vielen Gelegenheiten 
schon gesagt. Etwa in Camp David im 
Jahr 2000. Aber wir stehen nicht zu 
unserer Überzeugung, und Israel wurde 
nie vor die Wahl gestellt. 

Was ist das israelische Interesse an 
der Besetzung? Welche Zukunft hat 
ein Staat Israel, dessen jüdische 
Bevölkerung zur Minderheit wird?
Israel wird diese Gebiete zumindest in 
nächster Zeit dennoch nicht räumen. 
Obwohl die Besetzung moralisch kor-
rumpiert und Israels (meist jüdische) 
Unterstützer in immer grössere Gewis-
sensnöte bringt. Die demokratische Na-
tur des Staates ist gefährdet.

Können Sie das ausführen?
Zum Beispiel werden immer mehr Ge-
setzesvorstösse lanciert gegen Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit, 
gegen Nichtregierungsorganisationen. 
Diese Politik führt in die Isolation, steht 
zu der einst robusten Demokratie immer 
mehr in Widerspruch.

Ein neuer Faktor sind die Erhebun-
gen der Araber. Wie wirken sie sich 
auf den Nahostkonflikt aus?

Ägypten etwa wird nicht mehr tatenlos 
zusehen, wie Israel die Palästinenser 
unterdrückt. Die Lage an Israels Gren-
zen ändert sich generell. Ich hoffe, dass 
Israel deshalb künftig bessere Entschei-
dungen treffen wird als bisher. 

Premier Netanyahu zeigt bisher 
nicht viel Willen in diese Richtung.
Von ihm sind solche Entscheidungen 
nicht zu erwarten. Aber die Israelis sind 
in der Lage, für einen Regierungswech-
sel zu sorgen. Es gibt ja fähige und intel-
ligente Politiker. 

An wen denken Sie?
An niemand Spezifischen. Es ist ja auch 
nicht an einem Ausländer wie mir, hier 
dem israelischen Volk Ratschläge zu er-
teilen. Die alte Politikergeneration muss 
und wird jüngeren und intelligenteren 
Leuten Platz machen.

Die Palästinenser setzen derweil auf 
eine neue und gewaltlose Strategie: 
Sie bauen staatliche Institutionen 
auf und hoffen, so die internationale 
Anerkennung zu erhalten.
Sie stützen sich nicht mehr auf die USA, 
sondern auf jene Länder, die Druck auf 
Israel ausüben sollen. Ich denke, sie ha-
ben eine gute Chance.

Die USA und Deutschland werden 
im Sicherheitsrat verhindern, dass 
Palästina als Staat anerkannt 
werden wird. Was also bringt diese 
Strategie?
Ich bin nicht sicher, ob sie den UNO-Si-
cherheitsrat überhaupt brauchen. Es ist 
gut möglich, dass die UNO-Vollversamm-
lung im kommenden September einfach 
empfiehlt, dass jeder Staat Palästina an-
erkennen soll. Einige haben das ja schon 
getan. Ob die EU hier vereint entschei-
det oder jedes Mitglied für sich, muss 
man abwarten. Es kann also durchaus 
einen Fortschritt geben.

Das hiesse dann, ein Staat besetzt 
einen anderen. Welche Folgen 
könnte das nach sich ziehen?
Es wird sicher niemand einen Krieg des-
wegen anfangen. Aber zu denken wäre 
an Sanktionen, Boykott, Rückzug von In-
vestitionen. Allerdings muss der Kontakt 
mit Israel unbedingt aufrechterhalten 
bleiben. Die Menschen in Israel, die für 
eine Lösung eintreten, müssen unbe-
dingt unterstützt werden.

Was wäre den Palästinensern 
abzuverlangen für ein Abkommen?

Sie müssen verstehen, dass es Gründe 
gibt für einen jüdischen Staat auf ihrem 
Gebiet. Die Palästinenser müssten ihre 
Hauptstadt Ostjerusalem bekommen 
und Westjerusalem als Hauptstadt von 
Israel anerkennen. Unrealistisch ist ein 
Rückkehrrecht für alle Flüchtlinge, der 
Ausweg wäre eine Kompensation. Auch 
wenn das mit sehr vielen Emotionen 
verbunden ist, weil den Palästinensern 
in ihren Augen 1948 ein so grosses Un-
recht angetan wurde. Was die Israelis  
allerdings nicht zugeben. 

Und wie soll man mit der Hamas 
umgehen?
Sie ist nicht dieses Problem, zu dem sie 
gemacht wird. Sie ist auch eine demo-
kratische Bewegung und wurde 2006 in 
die palästinensische Regierung gewählt. 
Wie populär sie heute noch ist, wissen 
wir erst nach neuen Wahlen. Auch mit 
der PLO hat Israel jahrelang nicht ge-
sprochen. Würden die Palästinenser 
ebenso denken, könnten sie sich fragen, 
wieso sie mit einer Likud-Regierung  
reden sollen. Die Likud-Charta negiert 
einen Palästinenserstaat.

«Wenn wir den Nahostkonflikt 
nicht lösen, wird es sehr teuer»
Barack Obamas Amerika habe sich von einer aktiven Nahostpolitik verabschiedet, sagt der frühere  
US-Botschafter Charles Freeman. Hier könnte die EU einspringen. 

Charles W. Freeman 
stand jahrzehntelang 
im amerikanischen 
diplomatischen 
Dienst. Er war unter 
anderem amerikani-
scher Botschafter in 
Saudiarabien und 
stellvertretender 
Verteidigungsminis-

ter. Er diente als Präsident dem Middle East 
Policy Council, einem Washingtoner Think-
tank. 2009 galt Freeman als Kandidat für den 
Vorsitz des National Intelligence Council. 
Nach einer wochenlangen Kampagne gegen 
ihn wegen angeblich proarabischer Sympa-
thien zog Freeman seine Kandidatur zurück. 
Hinter der Kampagne standen proisraelische 
Kreise. Freeman war dieser Tage Gast an der 
von der ETH organisierten Konferenz Inter-
national Security Forum in Zürich. (ckr)

Charles W. Freeman
Ein Mann mit Nahost-Erfahrung

Die israelische Regierung ist alarmiert wegen 
der palästinensischen Pläne, der UNO-Gene-
ralversammlung im September einen Antrag 
auf Anerkennung als Staat zu stellen. Eine 
Gruppe namhafter israelischer Persönlichkei-
ten hat nun einen Aufruf an europäische 
Staaten lanciert, für die palästinensische 
Initiative einzutreten. Sie schreiben unter 
anderem, «eine palästinensische Unabhän-
gigkeitserklärung ist nicht nur legitim, 
sondern auch ein positiver und konstruktiver 
Schritt zum Vorteil beider Nationen». Zu den 
Unterzeichnern gehören vor allem Akademi-
ker, unter ihnen mehrere Träger des Israel-
Preises, sowie Alon Liel, früherer Direktor des 
Aussenministeriums, ein früherer Botschaf-
ter, der frühere Knesset-Präsident und 
heutige Autor Avraham Burg, der Philosoph 
Avishai Margalith, der Nobelpreisträger 
Daniel Kahnemann, die bekannten Schrift-
steller Nir Baram und Ronit Matalon. (ckr)

Unterstützung aus Israel 
Prominente für UNO-Initiative

«Wir stehen nicht zu 
unseren Überzeugungen, 
und Israel wurde 
nie vor eine Wahl 
gestellt.»

«Die Menschen in Israel, 
die eine Lösung wollen, 
müssen von uns 
unbedingt unterstützt 
werden.»

1. Juni 2011: Junge Israelis zelebrieren den Jahrestag der Eroberung Ostjerusalems im Sechstagekrieg 1967. Foto: Nir Elias (Reuters)

Andris Berzins
Der langjährige 
Bankdirektor gehört 
seit Lettlands 
Unabhängigkeit  
von der UdSSR (1991) 
zur Machtelite 
des baltischen 
Kleinstaats. 


